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§ 2 LRKG M-V – Begriffsbestimmungen

1. Dienstreisen sind Reisen zur Erledigung von Dienstgeschäften außerhalb der Dienststätte, die von
der oder dem hierfür zuständigen Vorgesetzten schriftlich oder elektronisch angeordnet oder
genehmigt worden sind. Eine Anordnung oder Genehmigung ist nicht erforderlich, wenn sie nach
dem Amt der Berechtigten oder nach dem Wesen des Dienstgeschäftes nicht in Betracht kommt.
Für Dienstreisen am Dienst- oder Wohnort sowie vom Wohnort zum Dienstort oder vom Dienstort
zum Wohnort der Berechtigten ist die mündliche Form der Genehmigung ausreichend.

Als Dienstreisen gelten auch Reisen im Sinne des § 10 Absatz 1 und 4 . Dienstreisen sollen nur
durchgeführt werden, wenn eine kostengünstigere Art der Erledigung des Dienstgeschäftes nicht
möglich oder sinnvoll ist. Sie sind zeitlich auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken und
sollen vorrangig mit regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln ausgeführt werden.

2. Auslandsdienstreisen sind Dienstreisen zwischen Inland und Ausland, zwischen Ausland und Inland
sowie im Ausland. Als Auslandsdienstreisen gelten nicht Dienstreisen der im Grenzverkehr tätigen
Berechtigten im Bereich ausländischer Lokalgrenzbehörden, zwischen solchen Bereichen und
zwischen diesen und dem Inland.

3. Dienstort ist das Gebiet der Gemeinde, an dem sich die Dienststätte der Berechtigten befindet.
4. Dienststätte ist die Stelle, bei der die Berechtigten regelmäßig ihren Dienst zu versehen haben.

Versehen die Berechtigten den Dienst nicht regelmäßig bei derselben Stelle, so gilt der Teil der
Dienststelle, bei der sie überwiegend tätig sind, als Dienststätte. Ist eine regelmäßige oder
überwiegende Tätigkeit an einer Dienststätte nicht feststellbar, gilt die Dienststelle, der die
Berechtigten organisatorisch zugeordnet sind, als Dienststätte im reisekostenrechtlichen Sinn.

5. Geschäftsort ist das Gebiet der Gemeinde, in dem das Dienstgeschäft zu erledigen ist.
6. Wohnort ist das Gebiet der Gemeinde, in der sich die Wohnung befindet, von der aus sich die

Berechtigten überwiegend in die Dienststätte begeben.
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